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Dies verlangt nun eine Motion, die am 24. September 2020 von Ständerat Ruedi 

Noser eingereicht wurde. Unter dem Titel "Werden die Anforderungen an die 

Steuerbefreiung juristischer Personen wegen Gemeinnützigkeit im Falle von politi-

scher Tätigkeit eingehalten?" fordert die Motion den Bundesrat auf, die Eidgenös-

sische Steuerverwaltung (ESTV) zu beauftragen, die Einhaltung der Anforderun-

gen an die Steuerbefreiung bei gemeinnützigen Organisationen, die sich politisch 

engagieren, zu überprüfen und die Steuerbefreiung bei Nicht-Erfüllung der Anfor-

derungen zu entziehen.  

Dass die ausschliesslich politische Tätigkeit nicht gemeinnützig ist und daher keine 

Steuerbefreiung begründen kann, hält bereits das Kreisschreiben Nr. 12 der ESTV 

fest. Daher ist das Geforderte in der Praxis der Steuerbehörden bereits fest veran-

kert. Kann daraus aber der Schluss gezogen werden, dass gemeinnützige, steuer-

befreite Organisationen gar nicht politisch engagiert sein dürfen? Nein, diese 

Schlussfolgerung ist so nicht korrekt, denn es ist durchaus denkbar, dass der 

Zweck von gemeinnützigen Organisationen auch das Einbringen in den 

politischen Diskurs erfordert. In solchen Fällen ist ein politisches Engagement 

gerade vom gemeinnützigen Zweck, der die Steuerbefreiung begründet, mitum-

fasst und damit Teil der im Allgemeininteresse liegenden Tätigkeit. So ist es kaum 

vorstellbar, wie eine Stiftung oder NPO, die sich für Demokratie einsetzt, was un-

bestritten im Allgemeininteresse liegt, ihren Zweck erfüllen soll, wenn sie nicht 

mehr am politischen Diskurs teilnehmen kann. Dasselbe gilt für Umweltschutz- 

oder Tierschutzorganisationen. Eine Beteiligung am politischen Diskurs und die 

Mitgestaltung der Gesetzeslage in den vom Zweck bestimmten Bereichen kann 

Element der Zweckerfüllung sein. Zweckerfüllung darf aber nie zum Entzug 
der Steuerbefreiung führen.  

Damit muss eine Beteiligung am politischen Diskurs möglich bleiben, wenn dies 

zur Zweckerfüllung erforderlich sein kann. Ein angedrohter Entzug der Steuerbe-

freiung würde faktisch zu einem politischen Maulkorb gemeinnütziger Orga-

nisationen führen. Damit droht eine Verarmung des politischen Diskurses in der 
Schweiz. Aus diesem Grund lehnt proFonds die Motion ab.  

Sollen gemeinnützige Organisationen ihre Steuerbefrei-

ung verlieren, wenn sie sich in den politischen Diskurs 

einbringen? 
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Für weitere Informationen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

 

proFonds, Dachverband gemeinnütziger Stiftungen der Schweiz  

Tel. 061 272 10 80  

Tel. 079 771 40 08 

info@profonds.org  

www.profonds.org  

 

proFonds vertritt die Interessen der fördernden und operativen, selbstfi-

nanzierten sowie spendenfinanzierten Stiftungen und NPO in den verschiedens-

ten Sachbereichen und setzt sich in der Politik sowie gegenüber dem Gesetz-

geber und den Behörden für Rahmenbedingungen und Regelungen ein, die es 

den gemeinnützigen Stiftungen und NPO ermöglichen, ihre Aufgaben wirksam 
zu erfüllen.  

proFonds fördert als Dienstleister den Wissens- und Erfahrungsaus-

tausch unter den gemeinnützigen Organisationen und mit der Öffentlichkeit, 

erteilt Auskünfte und berät Stiftungen und NPO zu allen Bereichen der 
gemeinnützigen Arbeit. 

 

 

 


